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 Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP    
     und UWG-ME vom 14.05.2012    

 Antrag der Fraktion DIE LINKE. vom 21.05.2012 
 Anfrage der Fraktion DIE LINKE. vom 21.05.2012 

 
 
Vorlagen Nr. 70/008/2012 
öffentlich 
 
 
Fachbereich: Umweltamt Datum: 21.05.2012 
 
Beratungsfolge Termine Art der Entscheidung 
 
 Kreisausschuss 
 

 
 18.06.2012 
 

 
Vorberatung 

 
 Kreistag 
 

 
 28.06.2012 
 

 
Beschluss 

 
 
Fracking im Kreis Mettmann 

- Gemeinsamer Antrag der Fraktionen der CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und UWG-ME vom 14.05.2012  

- Antrag der Fraktion DIE LINKE. vom 21.05.2012 
- Anfrage der Fraktion DIE LINKE. vom 21.05.2012  

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Kreistag des Kreises Mettmann lehnt die Förderung von Gas in unkonventionellen Lager-
stätten durch das sog. „Fracking“ ab. 
 
Der Landrat wird beauftragt, 

1. den Fachausschuss zeitnah nach Vorlage der von Bund und Land in Auftrag gege-
benen Studien – voraussichtlich im August 2012 – über wesentliche Inhalte zu in-
formieren, 

2. sodann unverzüglich strategische Maßnahmen unter Beteiligung der örtlichen 
Bundes- und Landtagsabgeordneten zu entwickeln, die u. a. geeignet sind, 

a) Entscheidungen zu Lasten von Mensch und Umwelt im Kreis Mettmann 
entgegenzutreten, 

b) die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung im 
Bundesbergbaurecht voranzutreiben und damit eine umfassende Bürgerbe-
teiligung sicherzustellen, sowie 

c) die umfassende Einbindung und Information der kommunalen Gremien zu 
fördern. 
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Anlass der Vorlage: 
 
In der Kreistagssitzung am 29.03.2012 wurde ein Antrag der SPD-Fraktion zum Thema Fra-
cking beraten und in modifizierter Form mit Ergänzungsanträgen der Fraktionen BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE. in den Ausschuss für Umweltschutz, Landschaftspflege und 
Naherholung verwiesen. 
 
In der Fachausschusssitzung am 14.05.2012 wurde nach Einbringung eines weiteren Antra-
ges der CDU-Fraktion vom 02.05.2012 auf der Grundlage einer fraktionsübergreifenden Ab-
stimmung der vorstehende Beschlussvorschlag für den Kreistag angenommen. 
   
 
Sachverhaltsdarstellung: 
 
 
I. 
 
Gemeinsamer Antrag der Fraktionen der CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDPund 
UWG-ME vom 14.05.2012 
 
In der Fachausschusssitzung am 14.05.2012 berichtete Herr Hanheide über Gespräche mit 
der Firma Wintershall und der Bezirksregierung Arnsberg. Auf die Ausführungen in der Nie-
derschrift der ULAN-Sitzung wird insoweit verwiesen.  
 
Frau KA Küchler stellte für die Fraktion DIE LINKE. den Änderungsantrag, den vorstehenden 
fraktionsübergreifenden Antrag um folgenden Zusatz zu ergänzen:  
 
„ ... mit dem Ziel, auf ein Verbot des „Fracking“ hinzuwirken.“    
 
Dieser Antrag wurde mehrheitlich bei 2 Ja-Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und einer Ja-Stimme der Fraktion DIE LINKE. abgelehnt. 
 
Anschließend wurde über den gemeinsamen Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und UWG-ME abgestimmt. Dieser Antrag wurde einstimmig 
bei einer Enthaltung der Fraktion DIE LINKE. angenommen.  
 
Weiterhin begrüßte der Fachausschuss den Vorschlag der Verwaltung zur Durchführung einer 
Informationsveranstaltung nach Vorliegen der von Bund und Land in Auftrag gegebenen Gut-
achten und bat die Verwaltung, diese entsprechend zu organisieren.  
 
 
II.  
 
Antrag der Fraktion DIE LINKE. vom 21.05.2012 
 
Zum Inhalt wird auf den beigefügten Antrag der Fraktion DIE LINKE. vom 21.05.2012 verwie-
sen. 
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III. 
 
Anfrage der Fraktion DIE LINKE. vom 21.05.2012 
 
Die als Anlage beigefügte Anfrage der Fraktion DIE LINKE. wird wie folgt beantwortet: 
 
1. Wurde auch der Kreis Mettmann von der Bezirksregierung Arnsberg um eine  
            Stellungnahme bezüglich des Vorhabens der Firma Wintershall gebeten? 
 
Antwort der Verwaltung: 
Der Kreis Mettmann wurde von der Bezirksregierung Arnsberg im Rahmen der Erteilung der 
Bergbauberechtigung nicht beteiligt. Die Bezirksregierung hat erklärt, den Kreis zukünftig trotz 
fehlender bergrechtlicher Verpflichtung beteiligen zu wollen. 
 
 
2.  Wenn ja, 
a) zu welchem Zeitpunkt lag der Verwaltung das Schreiben der BZR vor? 
b) wurde eine Stellungnahme für den Kreis Mettmann sowie der, vom Vorhaben 

betroffenen, Städte abgegeben? 
 
Antwort der Verwaltung: 
Siehe Antwort zu Frage 1  
 
 
 
Anlagen 
Antrag der Fraktion Die Linke vom 21.05.2012 
Anfrage der Fraktion Die Linke vom 21.05.2012 
 
 
  
 


